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Das Berichtsjahr 2003 war ein Wahljahr. Neu gewählt wurden die Mitglieder des
Grossen Rates und des Regierungsrates sowie die National- und Ständeräte. Durch die
Verkleinerung des Regierungsrates auf fünf Mitglieder und die entsprechende Reduk-
tion der Departemente sowie durch die Einführung der SAP-Software und die Weiter-
entwicklung der wirkungsorientierten Verwaltungsführung WOV war die kantonale Ver-
waltung stark gefordert. Zudem hat sich im Berichtsjahr die finanzielle Situation des
Kantons erheblich verschlechtert. Dafür war in erster Linie ein markanter Rückgang der
Steuererträge verantwortlich.

Im Regierungsprogramm 1999–2003 haben wir sieben politische Absichten formuliert
1. Solidarität, Sicherheit, Nachhaltigkeit
2. Zukunftsfähiger Staat – kompetente, bedarfsorientierte Verwaltung
3. Gesunde Staatsfinanzen
4. Starke, eigenständige Gemeinden
5. Intensive Zusammenarbeit über die Grenzen hinaus
6. Bildung und Erziehung: Chance für Luzern
7. Standortqualität verbessern

Aus diesen sieben politischen Absichten wurden Ziele und Massnahmen abgeleitet. In-
wieweit es gelungen ist, die im Regierungsprogramm aufgeführten Ziele zu erreichen
und die entsprechenden Massnahmen umzusetzen, ist den Tabellen im nachfolgenden
Kapitel «Bericht zu den Zielen und Massnahmen» zu entnehmen. Ergänzend erschei-
nen uns zu den einzelnen politischen Absichten die folgenden Aspekte erwähnenswert:

1. Solidarität, Sicherheit, Nachhaltigkeit
Der kantonale Richtplan 1998 legt im Kapitel S3 Entwicklungsschwerpunkte (ESP) die
vorrangigen Entwicklungsgebiete des Kantons Luzern fest. Ziel der ESP-Planung ist die
Schaffung baureifer, konkurrenzfähiger Arbeitszonen an attraktiven Standorten. Mit
den abgeschlossenen Entwicklungsplanungen ESP Schlund und ESP Rontal sowie der
eingeleiteten Entwicklungsplanung für den ESP Luzern Nord können die Hauptziele der
jeweiligen Planungsgemeinschaften, die Abstimmung von Nutzung, Verkehr und Um-
welt, erreicht werden. Im Weiteren haben wir mit den Arbeiten am Agglomerationspro-
gramm begonnen, mit dem eine nachhaltige Verkehrspolitik für die Agglomeration
Luzern entwickelt und umgesetzt werden soll. 

Wir fördern die nachhaltige Entwicklung der Landwirtschaft in den Einzugsgebieten der
Mittellandseen. Die zusätzlichen Massnahmen, die auf den Betrieben erforderlich sind,
um die geringe Belastbarkeit der Gewässer sicherzustellen, werden mit zusätzlichen
Direktzahlungen abgegolten. Durch die vertragliche Sicherung der ersten Waldreservate
konnten neue, wertvolle Lebensräume für Tiere und Pflanzen geschaffen werden. 

Der Massnahmenplan Luftreinhaltung ist in Kraft. Die Buwal-Richtlinie für Strassenent-
wässerungen wird umgesetzt. Die Lärmschutzbauten A2/5 Grosshof, Kriens, sind fer-
tig gestellt, diejenigen an der A2/3 in Emmen in Vorbereitung. Für Strassenbeläge
wird Recyclingmaterial verwendet. 

2. Zukunftsfähiger Staat
Seit Einführung der wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WOV) wird das Konzept
stetig weiterentwickelt und verbessert. Für das Rechnungswesen wurde erfolgreich SAP-
Software eingeführt. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter profitieren von flexiblen Arbeits-
zeiten. Seit Mai 2002 stehen Kinderbetreuungsplätze zur Verfügung.

3. Gesunde Staatsfinanzen
Die Staatsrechnungen 1998 bis 2002 konnten jeweils mit einem Ertragsüberschuss ab-
geschlossen werden. 2003 resultierte ein Aufwandüberschuss von 3,9 Millionen Fran-
ken. Der Nettozinsaufwand sank von 6 Prozent im Jahr 1999 auf 3,5 Prozent im Jahr

Bericht zum Regierungsprogramm
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2003. Der Schuldendienst betrug im Jahr 2003 15,9 Prozent, der Selbstfinanzierungs-
grad der Nettoinvestitionen 73,8 Prozent. 

Von 1997 bis Ende 2002 konnten wir die Verschuldung um rund 250 Millionen Fran-
ken auf 1065 Millionen reduzieren. Durch den Finanzierungsfehlbetrag 2003 erhöht
sich die Verschuldung per Ende 2003 auf 1122 Millionen Franken. Wir wollen die
Verschuldung bis Ende 2007 auf 900 Millionen Franken senken. Dazu sollen Selbst-
finanzierungsgrade von über 100 Prozent in den Jahren 2005 bis 2007 beitragen.
Ebenfalls vorgesehen ist der Verkauf eines weiteren Pakets von Aktien der Luzerner
Kantonalbank.

Wir steuern die kantonalen Hochbauten und die Entwicklung der Strassenbauschuld
mit dem Integrierten Finanz- und Aufgabenplan. Die Nettoinvestitionen 1999 bis 2002
lagen zwischen 176 und 194,6 Millionen Franken. Im Jahr 2003 betrugen sie 208,9
Millionen Franken.

Der Staatssteuerfuss wurde im Jahr 2002 um 1⁄20 Einheit und im Jahr 2003 um 3⁄20 Ein-
heit gesenkt. Weitere Steuerentlastungen sind in Vorbereitung.

Die ausstehenden Kantonsbeiträge (Siedlungsentwässerung, Abfallbewirtschaftung)
wurden weitgehend im Rahmen der Vereinbarungslösung ausbezahlt. Die Einsparung
beträgt rund 40 Millionen Franken. Für die Auszahlung der Kantonsbeiträge an Emp-
fänger ohne Vereinbarungslösung wurden die Jahre 2010, 2011 und 2012 festgelegt. 

4. Starke eigenständige Gemeinden
Am 14. Oktober 2003 haben wir Ihnen den Entwurf eines neuen Gemeindegesetzes
vorgelegt. Damit werden die Rechtsgrundlagen für die Zusammenarbeit zwischen den
Gemeinden ebenso neu geregelt wie die Finanzaufsicht. Das Finanzhaushaltrecht für
die Gemeinden wird vollständig neu gefasst. Am 1. Januar 2003 ist das Gesetz über
den kantonalen Finanzausgleich in Kraft getreten.

5. Intensive Zusammenarbeit über die Grenzen hinaus
Noch immer fehlen Regelungen in Bezug auf die Verrechnung von Zentrumslasten in
den Bereichen Kultur, Freizeit und Sport sowie Agglomerationsverkehr. Diese sollen auf
Bundesebene mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen
Bund und Kantonen (NFA) rechtlich durchgesetzt werden. Im Bereich Kultur streben wir
bereits vor dem Inkrafttreten der NFA eine interkantonale Vereinbarung an.

Wir haben die Zusammenarbeit im Umweltschutzbereich mit den Zentralschweizer
Kantonen und dem Kanton Aargau weiter ausgebaut. Mit dem Kanton Aargau erarbei-
ten wir einen gemeinsamen regionalen Entwässerungsplan für das Suhrental. Mit den
Zentralschweizer Kantonen wurde, neben anderen Projekten, die Gründung der privat-
rechlichen Umweltagentur in-NET vorbereitet und beschlossen.

6. Bildung und Erziehung: Chance für Luzern
Das Projekt «Schule in Diskussion» hat breiten Kreisen die Möglichkeit gegeben, sich
mit der künftigen Volksschule intensiv auseinander zu setzen. Die Resultate liegen nun
vor. Sie haben insbesondere in der Sprachenfrage Differenzen zu den Plänen der übri-
gen Zentralschweizer Kantone ergeben. Wir werden Ihnen im Verlauf des Jahres 2004
drei Planungsberichte zur Entwicklung der Volksschule, zum Einsatz des Computers im
Unterricht und zur Situation der Lehrerschaft vorlegen.

Die Lage im Gymnasialbereich war und ist geprägt von zunehmenden Raumnöten ins-
besondere in der Agglomeration Luzern. Bevor wir teure Neuinvestitionen in Schulbau-
ten vornehmen, wollen wir Inhalte und Strukturen der gymnasialen Ausbildung breit
überprüfen. Der Auftrag dazu wurde erteilt und das Projekt wird Anfang 2004 starten.

Das Projekt «Mittelschuloptimierung im Seetal» ist auf guten Wegen. Die Detailplanun-
gen sind so weit gediehen, dass wir Ihnen im Verlauf der ersten Jahreshälfte 2004
Kauf-/Verkauf- und Baubotschaften vorlegen werden, welche die Voraussetzung für
eine Konzentration der Kantonalen Mittelschule Seetal in Baldegg schaffen.

Die Berufsschulen sind auf 1. Januar 2003 kantonalisiert und erfolgreich ins Bildungs-
und Kulturdepartement integriert worden. Die Hochschule Luzern der Pädagogischen



13

Hochschule Zentralschweiz ist im Herbst 2003 erfolgreich gestartet. Der Zustrom der
Studierenden liegt weit über allen Prognosen. 

Im Hinblick auf den Neubau der Universität wird die Regierung in Zusammenarbeit mit
einer grossrätlichen Kommission dem Grossen Rat einen Planungsbericht vorlegen. Die-
ser Planungsbericht soll die Absichten bezüglich des weiteren Vorgehens darstellen und
die noch offenen Fragen beantworten. Der Bericht wird auch aufzeigen, mit welcher
zeitlichen Verzögerung zu rechnen ist, wie der Betrieb der Universität in der Zwischen-
zeit sichergestellt werden kann und welche Kosten anfallen werden. Der Grosse Rat
hat dann die Möglichkeit, in Kenntnis aller bekannten Tatsachen zum Projekt Stellung
zu beziehen und seine Meinung unmissverständlich zu äussern. So kann der Grosse
Rat auf den weiteren Verlauf der Planung Einfluss nehmen, bevor weitere gewichtige
Entscheide fallen (Umzonung Stadt Luzern, Baubotschaft). Der Rat wird so auch noch-
mals zur Frage des Standortes Stellung beziehen können.

Die Subventionen an die grossen Luzerner Kulturinstitutionen (Luzerner Theater, Luzer-
ner Sinfonieorchester, Kunstmuseum, Verkehrshaus der Schweiz) wurden bis ins Jahr
2007 per Dekret verlängert.

7. Standortqualität verbessern
Wir erhalten und fördern den Kanton Luzern als Wohn-, Wirtschafts- und Erholungs-
raum von hoher Qualität. Die kantonale Verkehrskonzeption basiert auf dem Neben-
einander von Individual- und Öffentlichem Verkehr und zielt darauf ab, dass auf den
Kantonsstrassen in der Agglomeration in erster Linie der öffentliche Verkehr gefördert
wird. Zur Kapazitätssteigerung im öffentlichen Regionalverkehr soll schrittweise ein 
S-Bahn-System geschaffen werden. Als drittes Element soll der Transitverkehr und ein
wesentlicher Teil des regionalen Individualverkehrs auf einem übergeordneten Strassen-
netz geführt werden, das die Erschliessung der Entwicklungsschwerpunkte von aussen
sicherstellt. Die konkrete Planung und Umsetzung wurde zielgerichtet weitergeführt 
(S-Bahn Luzern, Autobahnanschlüsse und Bypass Luzern). Mit der Ausarbeitung des
Agglomerationsprogrammes werden der nachhaltigen Entwicklung des Raumes Luzern,
und auch den wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Aspekten gleichermassen
Rechnung getragen.

Mit der Fertigstellung der Erweiterungsbauten an der A2 in Kriens/Horw und den
grosszügigen Anschlusswerken werden für die Entwicklung der Region Schlund hervor-
ragende Infrastrukturbedingungen geschaffen. Mit rund 100 Millionen Franken Auf-
wand wurden in den Regionen Entlebuch, Willisau, Sursee, Luzern-Land und im Seetal
Kantonsstrassen erneuert, respektive totalsaniert. Damit konnte die Erschliessung dieser
ländlichen Räume substanziell verbessert werden.





II. Bericht 
zu den Zielen und Massnahmen
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Bericht zu den Zielen und Massnahmen 

Massnahmen Termin Begründung

Ziel 1.1 Sozial Schwache unterstützen
Grundlagen für eine kantonale Sozialplanung 2002 X Projekt wegen personellen Mutationen im Kanto-
erarbeiten (Sozialmonitoring). nalen Sozialamt sistiert. Es sind jedoch bereits zahl-

reiche Detailgrundlagen erarbeitet worden.
Integration von Immigrantinnen und Immigranten: ab 2001 X
Kanton übernimmt die Koordination.
Ziel 1.2 Umfassende, qualitativ hochstehende und wirtschaftliche Gesundheitsversorgung 
Neuformulierung der kantonalen Gesundheitspolitik bis 2003 X Die Projektarbeit Totalrevision Gesundheitsgesetz 
unter Einbezug des Angebots der privaten und neues Spitalgesetz wurde Ende 2003 abge-
Leistungsanbieter (Totalrevision des Gesundheits- schlossen und befindet sich in der Vernehmlassung.
gesetzes).
Trägerschaft und Organisationsstrukturen bis 2003 X Im Entwurf für ein neues Spitalgesetz werden u.a.
der öffentlichen Spitäler und Kliniken überprüfen eine neue Rechtsform und neue Organisations-
und allenfalls anpassen. strukturen für die Spitäler vorgeschlagen. Die Ver-

nehmlassung wurde vom Regierungsrat im Dezem-
ber 2003 freigegeben.

Angebotslücken im Gesundheitswesen schliessen: bis 2003 X Aufgrund der engen finanziellen Vorgaben musste
Neue IPS-Notfallstation im Kantonsspital Luzern. dieses Projekt sistiert werden.
Kinder- und jugendpsychiatrische Therapiestation 2002 X Eröffnung der Jugendpsychiatrischen Tagesklinik in 
mit angegliederter Tagesklinik. X Kriens im Jahr 2002. Aufgrund der engen finan- 

ziellen Vorgaben musste das Projekt einer Kinder- 
psychiatrischen Therapiestation sistiert werden.

Psychotherapie-Station mit Zentrumsfunktion bis 2003 X Aus finanziellen Gründen musste auf die Schaffung
für den Kanton Luzern. einer Psychotherapiestation verzichtet werden.
Verstärkung der geronto- und sozialpsychiatrischen 2001 X Mit der Eröffnung der Psychiatrischen Tagesklinik 
Versorgung auf der Luzerner Landschaft. und der Memory-Clinic in Sursee konnte diesem

Anliegen weitgehend nachgekommen werden.
Ziel 1.3 Sicherheit bieten, vor Gewalt bewahren, Eigentum schützen 
Polizei verstärken (ab September 2001 +7 Stellen, 2001– X Die Kantonspolizei wurde gemäss der Botschaft
2002 +14 Stellen, ab 2003 +21 Stellen). 2003 aufgestockt. 
Zivilschutz (ZS) straffen und in den Bevölkerungs- ab 2000 X Das Kaderausbildungszentrum wurde gestrafft und
schutz überführen. wird ab 2005 mit dem Amt für Militär fusioniert.
Weitere kantonal einsetzbare ZS-Detachemente ab 2001 X Wird noch geprüft.
bilden.
Ausbildung zentralisieren. ab 2000 X Die Ausbildung wird ab 2004 zentralisiert. Sie 

beträgt neu noch zwei Wochen für die Grund-
ausbildung.

Gewaltbekämpfung besser koordinieren X Beratungsstelle bei Kapo geschaffen: 
(Koordinationsstelle schaffen). keine generelle Koordination notwendig.
Realisierung eines Interventionsprojekts für einen ab 2001 X Das Projekt LIP wurde 2001 realisiert und bis Ende
verbesserten Opferschutz im Bereich der häuslichen 2004 verlängert. Der Botschaft des Regierungsrates
Gewalt. an den Grossen Rat zum Entwurf einer Änderung

der Strafprozessordnung betreffend Wegweisung
und Betretungsverbot bei häuslicher Gewalt wurde
in der Januarsession zugestimmt.

Erarbeitung eines Konzepts für den allgemeinen Ende X Vgl. Jahresbericht Kantonales Sozialamt, Kinder-
Kinderschutz und Aufbau einer klinischen 2000 schutzgruppe.
Kinderschutzgruppe für den Kanton Luzern.
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Massnahmen Termin Begründung

Ziel 1.4 Förderung von nachhaltigen Entwicklungen 
Anwendung des kantonalen Richtplans als strate- ab 2000 X Mit den abgeschlossenen Entwicklungsplanungen
gisches und operatives Führungsinstrument: ESP Schlund und ESP Rontal sowie der eingeleiteten
Aufbau / Einführung Controlling / Raumbeobach- Entwicklungsplanung für den ESP Luzern Nord 
tung und Früherkennung. werden die Hauptziele der jeweiligen Planungs-

gemeinschaften, die Abstimmung von Nutzung, Ver-
kehr und Umwelt, erreicht.
Arbeiten am Agglomerationsprogramm, mit dem
eine nachhaltige Verkehrspolitik für die Agglomera-
tion Luzern entwickelt und umgesetzt werden soll,
aufgenommen und im Zeitplan, sodass sie zeit-
gerecht dem Bund unterbreitet werden können.

Biosphärenreservat Entlebuch umsetzen und  2001 X
Schaffung einer Fachstelle für Regionalmarketing.
Erreichbarkeit der Regionen durch den öffentlichen  1999– X Planungsbericht über die S-Bahn Luzern am 
Verkehr verbessern (gemäss Planungsbericht öV). 2003 9. 12. 2003 verabschiedet.

Neuausschreibungen von Buslinien unter Wett-
bewerbsbedingungen umgesetzt; Dauerauftrag.

Hochwasserschutz vorab bei den grösseren 1999– X Strategiebericht Hochwasserschutz und integraler
Gewässern intensivieren. 2003 Gewässerschutz verabschiedet. Verschiedene

Projekte realisiert und Sofortmassnahmen nach den
Juni-Hochwassern eingeleitet.

Verfügbare Mittel stärker für den Erhalt des Sub- 1999– X Dauerauftrag.
stanzwerts der staatseigenen Gebäude einsetzen. 2003
Intensivierung der Schutzwaldpflege und  ab 1999 X Erste Reservate sind ausgeschieden.
Ausscheiden von Waldreservaten.
Förderung von Massnahmen zur sparsamen und 1999– X Regio-Plus-Projekt zur Holzförderung steht vor der
rationellen Energienutzung sowie zur Nutzung 2003 Realisierung.
erneuerbarer Energien und der Abwärme. Abwärmenutzung Gasverdichtungsstation Ruswil:

Verstromung und Tropenhaus; Dauerauftrag.
Errichtung eines kantonalen Kompetenzzentrums ab 2001 X Vorprojekt abgeschlossen. Das Hauptprojekt 
für Umweltschutz zusammen mit den Gemeinden wird im Rahmen der Aufgabenteilung 
und Verbänden. zwischen Kanton und Gemeinden an die Hand

genommen.
Ziel 2.1 Offener Dialog zwischen Behörden, Verwaltung und Öffentlichkeit
Alle Departemente (Dienststellen) setzen einen ab 2000 X Dauerauftrag.
Schwerpunkt im Bereich «kundenfreundliche Das Finanzdepartement hat die Förderung der Kun-
Haltung», z.B. Schulung im Bereich Kommunikation denfreundlichkeit als Zielsetzung für das Jahr 2001
und Kundenorientierung. definiert. Jede Dienststelle hat daraus ein spezifi-

sches Ziel abgeleitet.
Regierung und Verwaltung bauen ein Dialogsystem ab 2000 X Kundenbefragung durchgeführt (Baugesuchs-
für den Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern zentrale, Orts- und Regionalplanung), Projektbezo-
auf, z.B. Kundenbefragung, «Sorgentelefon», gene Informationsveranstaltungen (A2-Erweiterungs-
Aussprachen, Info-Veranstaltungen usw. bauten, Neubau Universität usw.); Dauerauftrag.
Ziel 2.2 Taugliche staatliche Strukturen und Instrumente 
Totalrevision der Staatsverfassung. ab 2001 X
Departementsreform. 2000 X Departementsreform BUWD und JSD umgesetzt.
Revision des Stimmrechtsgesetzes. 2001
Revision der Strafprozessordnung. 2000 X Die Revision der eidgenössischen Strafprozess-

ordnung ist geplant.
Parlamentsreform im Zusammenhang mit der 2000 X
Einführung von WOV.
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Massnahmen Termin Begründung

Ziel 2.3 Kundenfreundliche Verwaltung mit Leistungsauftrag
WOV/LOS definitiv einführen. ab 2000 X Die Einführung im BUWD ist abgeschlossen. Die

übrigen Departemente werden die WOV per 2005
einführen.
– Seit dem 1. 1. 2003 arbeiten die folgenden
Dienststellen neu mit Globalbudget und Leistungs-
auftrag: 
– Finanzdepartement: Departementssekretariat; Per-
sonalamt; Amt für Finanzdienstleistungen; Steuer-
verwaltung.
– Wirtschaftsdepartement: Landwirtschaftsamt; Amt
für Natur- und Landschaftsschutz; Fischerei- und
Jagdverwaltung.
Das WOV-Detailkonzept ist im Aufbau. Die für die
Einführung von SAP-relevanten Standards im Bereich
Kosten-, Leistungs- und Erlösrechnung (KLER) sind um-
gesetzt. Das WOV-Wissen im Bereich Rechnungswe-
sen ist – abgestimmt auf das Projekt SAP – stufenge-
recht weitervermittelt worden.
Seit Ende 2003 sind auch die Kapitel für Anlage-
buchhaltung und das interne Kontrollsystem erstellt.
Die Umsetzung erfolgt im 2004.

Ausbau der Baugesuchszentrale: sämtliche kanto- 2000 X
nalen Bewilligungen werden in einem Entscheid 
zusammengefasst.
Kundenorientierte Informatik: Steuererklärung 2001 X Steuererklärung 2001A als unentgeltlicher Down-
via Internet. load verfügbar (ohne CD).

– Steuererklärung 2001B, 2002 und 2003 wurden
ebenfalls als unentgeltlicher Download aufgeschal-
tet. Als Option steht zusätzlich die Steuererklärung
auf CD zur Verfügung.
– Sämtliche Weisungen und Praxen der Steuerver-
waltung sind via Internet unentgeltlich zugänglich
(Luzerner Steuerbuch), www.steuernluzern.ch.

Strassenverkehrsamt rechtlich verselbständigen ab 2003 X Es sind diverse Vorabklärungen betreffend Verselb-
ständigung erfolgt.

Einrichtung eines regionalen Verkehrsprüfzentrums ab 2001 X Es ist noch kein Verkehrsprüfzentrum Sursee in
in Sursee. Planung. Zurzeit werden Aussenstellen (Miete)

eröffnet.
Rechtlichen und organisatorischen Rahmen für 2000 X
die Bearbeitung von Raumdaten aktualisieren.
Ziel 2.4 Gezielte Personalentwicklung und fortschrittliche Arbeitsbedingungen
Jede/r Mitarbeiter/-in entwickelt ihre/seine sozialen ab 2000 X Wird mit dem breiten Weiterbildungsangebot und 
und/oder fachlichen Kompetenzen bedarfsorientiert dem jährlich stattfindenden Beurteilungs- und Förder-
jedes Jahr weiter. gespräch sichergestellt.
Stellenprofile werden alle zwei Jahre überprüft; ab 2000 X Ist Bestandteil des Beurteilungs- und Förder-
Ableitung der notwendigen Selektions-, Führungs- gesprächs (Integration in das Formular «Beurtei- 
und Weiterbildungsmassnahmen. lungs- und Fördergespräch»). Personalamt erstellte

neue Vorlage für Stellenprofile (Job Contract) 
zusammen mit WOV-Geschäftsstelle.

Verstärkte Förderung von aufgabenorientierten und ab 2000 X Flexible Arbeitszeit (FLAZ) ist seit 1.1.2000 in allen 
zukunftsgerichteten Arbeitszeitmodellen und Dienststellen flächendeckend eingeführt. Die Dienst-
Arbeitsformen. stellen sind frei, die für sie idealen Arbeitszeit-

modelle und Arbeitsformen zu wählen.
Die optimale Nutzung der flexiblen Arbeitszeit ist
im Rahmen des Personalcontrollings 2003 ein Kon-
zernziel. Die Umsetzung wurde im Rahmen der
Trimestergespräche mit den Dienststellen überprüft.
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Massnahmen Termin Begründung

Ziel 2.5 Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit für Männer und Frauen
Schaffung von Infrastrukturen, die bei Elternschaft ab 2000 X Seit Mai 2002 stehen Kinderbetreuungsplätze
den Verbleib im Erwerbsleben ermöglichen oder bereit.   
erleichtern; z.B.: Realisierung eines Kinderhorts
in Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen 
Verwaltungen oder mit privaten Firmen.
Ziel 3.1 Stabiler Finanzhaushalt
Das Ziel «Stabiler Finanzhaushalt» wird in der 2000 X Am 26. November 2000 haben die Stimmberech-  
Staatsverfassung verankert. tigten einer Änderung der Staatsverfassung (§ 52bis)

zur Einführung einer Schuldenbremse zugestimmt.
Diese Änderung trat auf den 1. Januar 2001 in
Kraft.

Ausgeglichene Staatsrechnung: Ein allfälliges Defizit ab 1999 X Die Staatsrechnungen 1998 bis 2002 konnten in
darf höchstens 4 Prozent einer Steuereinheit jedem Jahr mit einem Überschuss abgeschlossen 
betragen (entspricht 1999 ca. 16 Mio. Franken) werden. Im Jahr 2003 resultierte ein Aufwandüber-
und wird dem Budget des übernächsten Jahres schuss von 3,9 Millionen Franken.
belastet (Abweichungen sind nur bei schlechter 
konjunktureller Entwicklung erlaubt).
Die 1991 bis 1997 aufgelaufenen Defizite der bis 2003 X Die aufgelaufenen Defizite haben wir 2001
Laufenden Rechnung von 175 Mio. Franken werden auf Null abgetragen.
abgetragen.
Der Nettozinsaufwand wird auf 9 Prozent, der ab 1999 X Der Nettozinsaufwand sank von 6 Prozent im Jahr
gesamte Schuldendienst (Nettozinsaufwand und 1999 auf 3,5 Prozent im Jahr 2003. Der Schulden-
Abschreibungen) auf 23 Prozent des Nettostaats- dienst betrug im Jahr 2003 noch 15,9 Prozent.
steuerertrages begrenzt.
Der Selbstfinanzierungsgrad der Nettoinvestitionen ab 1999 X Der Selbstfinanzierungsgrad der Nettoinvestitionen
muss mindestens 80 Prozent betragen. betrug:

1999: 130,5%
2000: 132,5%
2001: 129,4%
2002: 105,6%
2003: 73,8%
Das Ziel konnten wir 2003 nicht erfüllen.

Reduktion der absoluten Verschuldung (anzustreben: bis 2003 X In den letzten Jahren konnten wir die Verschuldung
Selbstfinanzierungsgrad von 100 Prozent). um rund 250 Millionen Franken reduzieren. 
Stabilisierung und Steuerung der Investitionen 1999– X Wir steuern die kantonalen Hochbauten und die
durch Plafonierung und Globalbudgetvorgaben. 2003 Entwicklung der Strassenbauschuld mit dem Inte-

grierten Finanz- und Aufgabenplan. Die Netto-
investitionen betrugen in den Jahren 1999 bis 2001
zwischen 176 und 179 Millionen Franken. Im Jahr
2002 betrugen die Nettoinvestitionen 194,6 Millio-
nen Franken und 2003 betragen sie 208,9 Millio-
nen Franken.

Steuerung der Staatsbeiträge durch Erfolgskontrolle. ab 2002 X Wir unterziehen sämtliche Staatsbeiträge periodisch
einer Erfolgskontrolle. Namentlich untersuchen wir
die Wirkung der Staatsbeiträge, den Vollzug und
die Rechtmässigkeit. Über die Ergebnisse der Er-
folgskontrollen berichten wir Ihnen mit dem jähr-
lichen Staatsbeitragsbericht (2001 als Teil des
Berichtes zur Staatsrechnung, jetzt Teil des Jahres-
berichtes).

X 2002 und 2003 Erfolgskontrollen respektive Voll-
zugsbericht durchgeführt.

Verbesserung der Finanzaufsicht: Neues Gesetz bis 2003 X
über die Finanzkontrolle.
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Ziel 3.2 Steuerentlastung und kundenfreundliche Anwendung der Steuergesetze
Entlastung bei der Einkommenssteuer für ab 2001 X – Neues Steuergesetz ist seit 1. 1. 2001 in Kraft.
Verheiratete, für Familien mit Kindern und generell (Entlastung um 30 Mio. Staatssteuern für Einkom-
für einkommensschwache Personen. men und Vermögen)

– 2002: Senkung Staatssteuerfuss um 1⁄20 einer Ein-
heit (Entlastung um weitere gut 20 Mio. Franken)
– 2003: Senkung Staatssteuerfuss um 3⁄20 einer Ein-
heit (Entlastung um weitere rund 70 Mio. Franken)

Allgemeine Entlastung bei der Vermögenssteuer. X Entlastung durch Einführung neues Steuergesetz auf
1. 1. 2001.

Anpassung des Steuergesetzes an die neuen ab 2001 X Ein Volksentscheid zur Besteuerung der Familien 
Entwicklungen von Bundesrecht und Gesellschafts- und der Hauseigentümer auf Bundesebene wird im
entwicklung (Familienbesteuerung). Frühling 2004 fallen.

Die Umsetzung dieses Steuerpakets im Kanton
Luzern wird 2007 oder 2008 erfolgen, wenn es in
der eidg. Volksabstimmung angenommen wird.

Unterstützung des neuen bundesstaatlichen Finanz- 1999– X Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
ausgleichs (NFA) mit dem Ziel, die zusätzlichen 2003 Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
Mittel zur Reduktion der Staatsschulden und zur dürfte 2007 oder 2008 in Kraft treten. Für eine ver-
Annäherung des Steuerfusses des Kantons Luzern stärkte Abgeltung der Zentrumslasten unterstützen 
an denjenigen der Nachbarkantone zu verwenden. wir die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der

Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (NFA) in
interkantonalen Gremien (Direktorenkonferenzen)
und auf Bundesebene.

Beschleunigung des Steuerveranlagungsverfahrens 2000 X Das Gros der Veranlagungen 2002 der natürlichen
(besonders im Hinblick auf die einjährige Personen konnte bis Ende 2003 veranlagt werden.
Veranlagung). Eine teilautomatisierte Veranlagung läuft:

– für Selbständigerwerbende in der kantonalen
Steuerverwaltung
– für Unselbständige und nicht Erwerbstätige im
Steueramt der Stadt Luzern.

Ziel 4.1 Voraussetzungen schaffen für die Umsetzung der Gemeindereform (Luzern'99) und die Aufgaben,
Kompetenzen und die Verantwortung von Kanton und Gemeinden neu regeln

Rechtliche Grundlagen für Gemeindevereinigungen ab 2000 Die Verfassungsnorm wurde durch die Stimmberech-
und neue Formen der Zusammenarbeit: Verfas- tigten im Jahre 2001 genehmigt. Sie trat am  
sungsnorm und Gesetz über die Vereinigung und 1. 1. 2002 in Kraft. Mit dem am 14. Oktober 2003
Zusammenarbeit von Gemeinden, Totalrevision dem Grossen Rat unterbreiteten Entwurf eines neuen 
des Gemeindegesetzes, Revision des Finanzhaus- Gemeindegesetzes werden die Rechtsgrundlagen 
haltgesetzes. für die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden

neu geregelt. Das Finanzhaushaltrecht wird voll-
ständig neu gefasst.

X Die Botschaft zum Entwurf eines neuen Gemeinde-
gesetzes, inkl. Finanzhaushalt der Gemeinden, ist in
der parlamentarischen Beratung.

Umsetzung der neuen Aufgabenverteilung ab 2000 X Im Zusammenhang mit dem neuen Gesetz über den 
zwischen Kanton und Gemeinden: Revision Finanzausgleich sind fünf Aufgabenbereiche 
verschiedener Bereichsgesetze. zwischen Kanton und Gemeinden neu geregelt

worden. Die Umsetzung in anderen Aufgaben-
bereichen läuft.

X Die Teilbereiche «Soziales» und «Kultur» sind in den
entsprechenden Arbeitsgruppen in Bearbeitung.

Reform des Finanzausgleichs und neues Ausgleichs- 2002 X Das Gesetz über den Finanzausgleich ist auf 
system zugunsten von strukturschwachen Gebieten 1. Januar 2003 in Kraft getreten.
und Zentrumsgemeinden.
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Verbesserung der Gemeindefinanzaufsicht. ab 2002 X Mit unserem Entwurf eines neuen Gemeindegesetzes
wird die Finanzaufsicht neu geregelt. Detailrege-
lungen werden mit der nach Verabschiedung des
neuen Gemeindegesetzes zu erlassenden Finanz-
haushaltverordnung für die Gemeinden getroffen.
Ist verknüpft mit der Revision des Gemeindegesetzes.
Die Verbesserung der Finanzaufsicht ist in der Ver-
antwortung des Finanzdepartementes. Die Arbeiten
sind in der zeitlichen Planung.

Ziel 5.1 Aufgaben gemeinsam mit anderen Kantonen oder mit Gemeinden lösen
Engere Zusammenarbeit mit den Nachbarkantonen, ab 2000 X Vereinbarung über die interkantonale Zusammen-
insbesondere mit den Kantonen der Zentralschweiz, arbeit im Bereich überregionaler Kultureinrichtungen
und Erarbeitung der Grundlagen für eine volle ab 2004 beschlussreif.
Kostenabgeltung in den Bereichen Gesundheit, X Gemeinsame Aus- und Weiterbildung der Zentral-
Bildung, Kultur, Sicherheit usw. schweizer Kantone wurde realisiert.

Im Gesundheitswesen, für die Bildung, für die Inva-
liden- und Jugendheime, für den Straf- und Mass-
nahmenvollzug sowie für die Abwasser- und Abfall-
beseitigung bestehen heute für den grössten Teil der
erbrachten Dienstleistungen Rechtsgrundlagen, die
eine weitgehende Verrechnung der Zentrumslasten
ermöglichen. Offen sind noch Regelungen in den
Bereichen Kultur, Freizeit und Sport sowie Agglome-
rationsverkehr. 

X Mit den Kantonen der Zentralschweiz besteht eine
Vereinbarung über die Nutzung und Abgeltung von
Zentrumsleistungen am Kantonsspital.

Gemeinsame Raum- und Umweltbeobachtung X Umweltagentur Zentralschweiz in Gründung.
verstärken.
Destinationsbildungen im Zentralschweizer ab 2000 X z.B. Destination «Vierwaldstättersee».
Tourismus intensivieren.
Zusammenarbeit im Informatikbereich mit der ab 1999 X Im Bereich Fachapplikationen arbeiten wir eng 
Stadt Luzern und anderen Kantonen (Fach- mit anderen Kantonen zusammen (Steuern, Grund-
applikationen, personelle Ressourcen, Infrastruktur). buch, Gerichte, Strassenverkehrsamt, Rechnungs-

wesen, Landwirtschaftsinformationssystem, Spitäler
u.a.). Eigenentwicklungen sind heute nicht mehr
denkbar.
Personelle Ressourcen: Viele Gemeinden, insbeson-
dere die Stadt Luzern, sind bedeutende Kunden
unserer Organisations- und Informatikdienste (OID).
Die Infrastruktur (Kommunikationsnetz LUnet) stellen
wir allen Gemeinden zur Verfügung. Ausserkantonal
kommunizieren wir über das Bundesnetz 
(KomBV-KTV).

Beteiligung an einem gemeinsamen Zentral- ab 2000 X
schweizer Interreg-III-Projekt.
Ziel 6.1 Chancengleichheit in Bildung und Erziehung
Förderung der Begabten und der schulisch 1999– X Erfolgt im Rahmen der Umsetzung des Gesetzes
Schwächeren. 2003 über die Volksschulbildung, wobei die Schulen durch

das Amt für Volksschulbildung unterstützt werden.
Förderung fremdkultureller Kinder. 2000– X Erfolgt erst im Rahmen eines neuen Schwerpunkt- 

2003 programms «Schulentwicklung nach 2005».
Revision des Stipendiengesetzes. 2002 X Stipendiengesetz revidiert und per 1. 8. 2003 in

Kraft gesetzt.
Übersicht über das bestehende Weiterbildungs- 2001 X Weiterbildungsführer publiziert; im Rahmen der 
angebot verbessern und Kampagne zur Förderung Zentralschweizer Bildungsmesse 2001 und 2003
der Weiterbildungsbereitschaft durchführen. Weiterbildung propagiert.
Erarbeiten eines Massnahmenkatalogs zur ab 2000 X Massnahmenkatalog an den meisten Hochschulen
Frauenförderung im Hochschulbereich. erarbeitet. Umsetzung von Massnahmen läuft.
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Ziel 6.2 Der Umgang mit den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien soll
selbstverständlich werden

Informatik und neue Informationsquellen (Internet) ab 2000 X Die Umsetzung erfolgt bis Sommer 2005, unsere 
werden in den Unterricht aller Stufen integriert. Stellen unterstützen die Schulen durch Weiterbildung

der Lehrpersonen, Beratung usw.
Ziel 6.3 Die Volksschule (Primarstufe und Sekundarstufe I) wird den neuen gesellschaftlichen und

wirtschaftlichen Anforderungen angepasst
Vorbereitung der Einführung des Englischunterrichts ab 2000 X Erfolgt durch die Ausbildung der Lehrpersonen und
auf der Primarstufe der Volksschule. die Vorbereitung eines Lehrplans.
Einführung erweiterter Beurteilungsformen und eines 2000– X Erfolgt im Rahmen der Umsetzung des Gesetzes
Volksschulabschlusses. 2003 über die Volksschulbildung bis Sommer 2005.
Qualitätsförderung in der Sekundarschule 2002 X Erfolgt im Rahmen der Umsetzung des Gesetzes
(u.a. Einführung von Klassenzügen mit über die Volksschulbildung bis Sommer 2005. 
erweiterten Ansprüchen).
Überprüfen der Schulstandorte der Sekundarstufe I. 2000 X Ist erfolgt und wird bis Sommer 2005 umgesetzt.
Ziel 6.4 Angebote und Strukturen der Sekundarstufe II (Berufsbildung/Gymnasium) neu festlegen
Umsetzung des neuen Bundesgesetzes über die X Neue bundesrechtliche Regelung sieht keinen Schul- 
Berufsbildung (BBG) u.a. durch die Positionierung typ «Berufsfachschule» vor, lediglich eine höhere
und Realisierung der Berufsfachschulen. Flexibilität beim Schulanteil in den einzelnen Berufs-

lehren. Diese Neuerungen werden sukzessive
umgesetzt.

Schaffung neuer Ausbildungsplätze in anspruchs- 2000 X Lehrstellenmarketing intensiviert; ca. 300 neue Aus- 
vollen Dienstleistungsberufen durch Lehrstellen- bildungsplätze geschaffen; verschiedene Lehrstellen-
marketing. projekte realisiert (teilweise finanziert via Lehrstellen-

beschluss 2 des Bundes). Strukturwandel bei den
Ausbildungsplätzen (in Richtung Dienstleistungs-
berufe) beschleunigt.

Festlegen der gymnasialen Angebote 2000 X Gemäss Auftrag des Regierungsrates wird das 
(6- bzw. 4-jähriges Gymnasium) und Bestimmen gymnasiale Angebot (6- bzw. 4-jähriges Gymna- 
der Standorte der gymnasialen Maturitätsschulen. sium) überprüft, bevor über grössere bauliche

Investitionen entschieden wird.
Ziel 6.5 Hochschulbildung im «Campus Luzern» weiterentwickeln
Konsolidierung des Angebots der Fachhochschule 1999– X Ende 2003 erfolgte die abschliessende bundes- 
gemäss bundesrechtlichen Vorgaben (Lehre, 2003 rätliche Anerkennung der FHZ mit ihren Teilschulen
anwendungsorientierte Forschung und Entwicklung, als eine der sieben Fachhochschulen der Schweiz.
Dienstleistungen).
Aufbau der Pädagogischen Hochschule (in Zusam- ab 2003 X Im Oktober startete die PHZ Luzern planmässig   
menarbeit mit den Zentralschweizer Kantonen). ihren Betrieb. Die anderen Teilschulen in Schwyz

und Zug werden erst 2004 folgen.
Aufbau der Universität Luzern durch den Ausbau ab 2000 X Die Fakultät III startete zum Wintersemester 2001 
der Fakultät II für Geisteswissenschaften und Aufbau ihren Betrieb und arbeitet seitdem mit grossem 
der Fakultät III für Rechtswissenschaft. Erfolg. Der Ausbau der Soziologie ist mit der Beru-

fung von Prof. Stichweh zum Wintersemester
2003/04 erfolgt. Der weitere Ausbau der Geistes-
wissenschaften (Politologie) ist wegen der aktuell
prekären Raumsituation der Universität noch in
Diskussion. 

Vernetzung der Hochschulinstitutionen unter ab 2000 X Es gibt unter den Hochschulen eine Vielzahl von  
Einbezug des Medienausbildungszentrums (MAZ) erfolgreichen Einzelprojekten vor allem im Infra-
und des Armee-Ausbildungszentrums Luzern (AAL) strukturbereich, aber auch in der Lehre (Beispiele:  
sowie vergleichbarer Institutionen zu einem Uni und HSW, PHZ und Fak. II, Geschichte). 
«Campus Luzern» (gemeinsame Forschungs- Ausserdem Kooperationen mit dem AAL (Führungs-
programme, Dozierenden-Austausch, Studierenden- lehrgang) und MAZ (v.a. mit HSW und PHZ). Eine
beratung, Angebote in Aus- und Weiterbildung, Institutionalisierung des Campus (Geschäftsstelle,
Zentrale Dienste, Raumbewirtschaftung usw.). Verein) ist in Diskussion.
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Ziel 7.1 Projekte und Unternehmen aktiv unterstützen, die für eine leistungsfähige und soziale Volkswirt-
schaft zukunftsweisend sind

Kantonale Wirtschaftsförderung gesetzlich 2000 X
verankern.
Schaffung von Anreizen für Unternehmen, welche ab 2000 X Das Büro für Gleichstellung von Mann und Frau 
die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbs- und die kantonale Wirtschaftsförderung bearbeiten 
arbeit ermöglichen und erleichtern. seit Herbst 2002 ein entsprechendes Projekt. 

Erste Resultate werden im Frühjahr 2004 der
Öffentlichkeit vorgestellt.

Ziel 7.2 Kultur fördern und Stärken des Standorts Luzern zur Geltung bringen
Imagekampagne für den Kanton Luzern durchführen 2000– X Unkonventionelle Publikationsserie «Porträts 
(Kantonsmarketing). 2003 Kantons Luzern» von Kulturschaffenden, neues CD,

Plakat-Aktion.
Prioritätenordnung für die Funktionen des Kantons 2000– X Grundlagen für Aufgabenteilung zwischen Kanton
als Partner, Vermittler und Unterstützer von 2003 und den Gemeinden schaffen.
Kultur schaffen.
Verbreiterung der Trägerschaft von grossen 2000– X Vereinbarungsentwurf zwischen den Kantonen
zentralörtlichen Kulturbetrieben. 2003 SZ, ZG, ZH und LU über interkantonale Zusammen-

arbeit im Bereich überregionaler Kultureinrichtungen
beschlussreif.

Unterstützung neuer Präsentationen von Kulturgut. 2000– X Neueinrichtung des Historischen Museums des
2003 Kantons Luzern; Eröffnung Sammlung Rosengart.

Bildung eines Veranstalter-Verbunds für neue Formen 2000– X Kulturveranstalter in den (Sub-)Zentren auf der 
der Kunst und Kultur. 2003 Luzerner Landschaft bilden einen Verbund.
Ziel 7.3 Vernetztes Verkehrssystem
Förderung des öffentlichen Verkehrs zur 1999– X Dauerauftrag.
Verbesserung der Gesamtverkehrskapazität und zur 2003
Entlastung der Umwelt. 
Stärkere Verknüpfung der Verkehrsträger zur 1999– X Neue Park-and-ride- und Bike-and-ride-Anlagen in
Bewältigung der steigenden Mobilität  2003 Betrieb. Park-and-ride-Konzept verabschiedet, das
(Park-and-ride-System, Fahrplangestaltung usw.).   bis 2010 die Realisierung von 1100 neuen Auto-

und 2300 neuen Zweirad-Abstellplätzen vorsieht;
Dauerauftrag.

Förderung alternativer Betriebssysteme in schwächer 1999– X Kantonsweit verschiedene Rufbusangebote als 
besiedelten Gebieten (Rufbus usw.). 2003 Pilotprojekte gestartet; Dauerauftrag.
Verbesserung der Anbindung an die übergeord- 1999– X Für die internationale Anbindung von Luzern zeich-
neten Verkehrsnetze (internationales Hoch- 2003 nen sich neue Lösungen ab. Die nationale Anbin-
geschwindigkeitsnetz, nationales Schnellzugsnetz) dung mit Zürich wurde wesentlich verbessert. Der 
und Unterstützung des Projekts Swiss-/Eurometro, Kanton Luzern unterstützte das Projekt Swiss Metro
um die Erreichbarkeit des Zentrums Luzern als Aktionär und mit eigenen Aktivitäten.
sicherzustellen.
Schaffung einer S-Bahn Zentralschweiz: bis 2001 X Planungsbericht über die S-Bahn Luzern am 
– Planung ab 2003 9. 12. 2003 verabschiedet. 1. Etappe wird auf  
– Realisierung Ende 2004 realisiert.
Ziel 7.4 Sicherheit auf den Strassen gewährleisten, sie technisch in Stand halten und ökologisch über-

wachen, den Verkehr auf den Transitachsen flüssig halten
Zusammen mit Bund und Nachbarkantonen ab 2000 X Projekt Schwerverkehrskontrollzentrum A2-Reiden
ein Kontroll- und Massnahmenkonzept für die wurde durch das ASTRA zurückgestellt (2. Priorität – 
Transitachsen erarbeiten und umsetzen, Stauräume Realisierung ab ca. 2008 möglich).
schaffen. Provisorischer Stauraum A2 Knutwilerhöhe einge-

richtet.
Gemeinsamer lufthygienischer Massnahmenplan ab 2001 X Gemeinsamer lufthygienischer Massnahmenplan
mit A2-Anlieger-Kantonen. der sechs Zentralschweizer Kantone verabschiedet.
Verfügbare Mittel stärker für Funktions- und 1999– X Dauerauftrag. 
Werterhaltung des Strassennetzes einsetzen. 2003
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A2-Anschluss Rothenburg realisieren und Kapazität ab 2003 X Generelles Projekt Anschluss Rothenburg ist vom 
der Anschlüsse Emmen Nord und Emmen Süd Bundesrat bewilligt. Detailplanung in Arbeit. Bau-
erhöhen. arbeiten für neue Ausfahrt Emmen Süd sind im

Januar 2004 gestartet.
A14-Anschluss Buchrain mit Zubringer Rontal bis 2003 X Projekt unterteilt in Anschluss A14 als National-
planen. strassenprojekt und Zubringer Rontal als Kantons-

strassenprojekt. Unterlagen angepasst und optimiert.
Neueingabe an ASTRA/UVEK vorbereitet.

Verbesserung der Strassen-Infrastruktur zugunsten 1999– X Umsetzung Radroutenkonzept im Programm.
der schwächeren Verkehrsteilnehmer (Umsetzung 2003 Überprüfung der Sicherheit der Fussgängerüber-
Initiative Velozärn resp. Gegenvorschlag gänge erfolgt. Richtlinie zur Sanierung der Strassen-
des Regierungsrates zu 90% innert 15 Jahren). beleuchtung und der Fussgängerübergänge erlas-

sen.
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Entwurf

Grossratsbeschluss
über die Abschreibung von Motionen und Postulaten

vom 24. Oktober 2001

Der Grosse Rat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 30. März 2004

beschliesst:

Folgende Motionen und Postulate werden abgeschrieben:

Staatskanzlei

Motion
1. Marianne Kneubühler und Mit. über eine Erhöhung der Entschädigungen für Grossrätinnen und Grossräte. (Nr. 813). Eröffnet

21. 1. 03, erh. 1. 4. 03

Postulat
2. Odilo Abgottspon und Mit. über die Überprüfung des Berichtswesens der Dienststellen und öffentlichen Institutionen im Kanton

Luzern (Nr. 569). Eröffnet 22. 1. 02, erh. 1. 4. 03

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement 

Motionen
Keine

Postulate
5. Marcel Roth und Mit. über eine effizientere Abwicklung im Kantonsstrassenbau (Nr. 556). Eröffnet als Motion 29. 6. 98, erh.

als Postulat 22. 3. 99
7. Hans Peter Pfister und Mit. über die Auflösung der kantonalen Bodenrechtskommission (Nr. 92). Eröffnet als Motion

18. 1. 2000, erh. als Postulat 9. 5. 2000
9. Heinz Dätwyler und Mit. über die schrittweise Verwirklichung der S-Bahn Zentralschweiz (Nr. 171). Eröffnet 4. 7. 2000, erh.

24. 10. 2000
10. Rico De Bona und Mit. über die Aufnahme einer Haltestelle «Ruopigen» (Littau/Reussbühl) im Konzept der S-Bahn Zentral-

schweiz (Nr. 184). Eröffnet 12. 9. 2000, erh. 16. 1. 01
13. Räto Camenisch über die Planung der neuen S-Bahn Luzern (Nr. 403). Eröffnet 25. 6. 01, erh. 11. 9. 01
14. Heinz Dätwyler und Mit. über eine S-Bahn-Erschliessung von Kriens (Nr. 434). Eröffnet als Motion 2. 7. 01, erh. als Postulat

11. 9. 01
17. Heinz Dätwyler über den «Letter of Understanding» – Der Reuss-Reuss-Tunnel als Alternative zur grossräumigen Umfahrung der

Agglomeration Luzern (Nr. 411). Eröffnet 25. 6. 01, erh. 28. 1. 02 
20. Adrian Borgula und Mit. über eine schnellere Planung und Realisierung des S-Bahn-Projekts im Raum Luzern Süd (Nr. 547). Er-

öffnet 20. 11. 01, teilw. erh. 28. 1. 02
21. Josef Renggli und Mit. über die Änderung der Verordnung zum eidgenössischen Raumplanungsgesetz (Nr. 481). Eröffnet

11. 9. 01, erh. 28. 1. 02
23. Hans Peter Pfister und Mit. über den kreativen Spielraum in der Richtplanung (Nr. 550). Eröffnet 20. 11. 01, erh. 23. 4. 02
25. Louis Schelbert und Mit. über den Vollzug der flankierenden Massnahmen (Nr. 578). Eröffnet 28. 1. 02, erh. 1. 7. 02 (in Ver-

bindung mit dem Finanzdepartement)
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26. Vreni Grüter und Mit. über den Leistungsauftrag für die Fachstelle für Wirtschaftsförderung des Kantons Luzern (Nr. 595). Eröff-
net als Motion 5. 3. 02, erh. als Postulat 1. 7. 02

28. Adrian Borgula und Mit. über die Sicherung gefährlicher Zebrastreifen (Nr. 621). Eröffnet 23. 4. 02, erh. 10. 9. 02
29. Ida Glanzmann und Mit. über die Erstellung von Lärmschutzmassnahmen im Bereich der A 2 auf den Gemeindegebieten von

Dagmersellen, Uffikon und Buchs (Nr. 688). Eröffnet als Motion 25. 6. 02, erh. als Postulat 25. 11. 02
31. Erwin Dahinden über Folgeschäden rund um den Transitgasleitungsbau im Kanton Luzern (Nr. 753). Eröffnet 28. 10. 02, teilw.

erh. 21. 1. 03
32. Konrad Graber und Mit. über Energiesparmassnahmen (Nr. 604). Eröffnet 5. 3. 02, erh. 17. 2. 03
34. Karl M. Ronner und Mit. über Massnahmen betreffend Schliessungen von Emmentaler-Käsereien im Kanton Luzern (Nr. 801).

Eröffnet 20. 1. 03, erh. 23. 6. 03
35. Leo Müller und Mit. über die Emmentaler-Käsereien (Nr. 803). Eröffnet 20. 1. 03, teilw erh. 23. 6. 03
36. Hanspeter Bucher und Mit. über Massnahmen in Sachen Radonbelastung im Kanton Luzern (Nr. 861). Eröffnet 31. 3. 03, erh.

23. 6. 03
37. Anton Huber und Mit. über die Überprüfung der Fussgängerstreifen in der Nähe von Kreiseln (Nr. 875). Eröffnet 1. 4. 03, erh.

23. 6. 03 (in Verbindung mit dem Justiz- und Sicherheitsdepartement)
38. Adrian Borgula und Mit. über die Reduktion des Kohlendioxidausstosses im Kanton Luzern (Nr. 847). Eröffnet 17. 2. 03, teilw.

erh. 24. 6. 03
39. Karl M. Ronner und Mit. über die Sanierung der Sendeanlage Beromünster (Nr. 857). Eröffnet als Motion 31. 3. 03, erh. als

Postulat 24. 6. 03
40. Erna Müller und Mit. über die Sicherung der Sanierungspflicht des Landessenders Beromünster (Nr. 858). Eröffnet 31. 3. 03,

erh. 24. 6. 03
41. Erwin Dahinden und Mit. über die Borkenkäferplage im Biosphärenreservat (Nr. 48). Eröffnet 8. 9. 03, erh. 9. 9. 03
42. Karl M. Ronner über Wasserentnahmen aus öffentlichen Gewässern zu Bewässerungszwecken in der Landwirtschaft (Nr. 38).

Eröffnet 8. 9. 03, erh. 28. 10. 03

Bildungs- und Kulturdepartement

Motionen
Keine

Postulate
7. Margrit Hurschler und Mit. über eine Neukonzeption der Diplommittelschule (DMS) (Nr. 373). Eröffnet 8. 5. 01, erh. 5. 3. 02
8. Margrit Steinhauser und Mit. über einen Planungsbericht betreffend Kunstbesitz des Kantons (Nr. 423). Eröffnet als Motion

2. 7. 01, erh. als Postulat 27. 5. 02
9. Heidi Rothen und Mit. über ein Konzept zur Museumsförderung im Kanton Luzern (Nr. 478). Eröffnet 11. 9. 01, erh. 27. 5. 02

13. Rosa Rumi und Mit. über die konsequente Umsetzung der Wochenstundentafel im Fach Hauswirtschaft (Nr. 768). Eröffnet
29. 10. 02, erh. 27. 1. 03

14. Guido Graf und Mit. über die Weiterführung des Mädcheninternats Marienburg in Wikon (Nr. 818). Eröffnet 27. 1. 03, erh.
17. 2. 03

15. Pia Maria Brugger und Mit. über eine sofortige Intervention des Regierungsrates beim Bund/Bundesrat für das Verkehrshaus
der Schweiz (Nr. 835). Eröffnet 17. 2. 03, erh. 17. 2. 03

16. Louis Schelbert namens der GB-Fraktion über eine Standesinitiative zum Leistungsauftrag des Verkehrshauses (Nr. 838). Eröffnet
als Motion 17. 2. 03, erh. als Postulat 17. 2. 03

18. Karl M. Ronner über die Kosten für den Volksschulunterricht zulasten der Erziehungsberechtigten (Nr. 758). Eröffnet als Motion
28. 10. 02, erh. als Postulat 1. 4. 03

27. Odilo Abgottspon und Mit. über den sofortigen Ausbau des Lehrstellenangebots (Nr. 849). Eröffnet 17. 2. 03, erh. 23. 6. 03 
28. Erna Müller und Mit. über Schulkreisbereinigungen bei Gemeindefusionen (Nr. 873). Eröffnet 1. 4. 03, teilw. erh. 23. 6. 03 

(in Verbindung mit dem Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Finanzdepartement

Motionen
4. Beatrice Rölli und Mit. über die Änderung der Pensionsordnungen für das Staatspersonal, die Lehrerschaft und die richterlichen

Behörden (Nr. 355). Eröffnet 23. 6. 97, erh. 31. 3. 03 (in Verbindung mit dem Bildungs- und Kulturdepartement)
5. Otto Elmiger und Mit. über die Änderung der Pensionsordnung der Mitglieder der obersten Verwaltungs- und Gerichtsbehörden

sowie des Staatsschreibers (Nr. 665). Eröffnet 28. 5. 02, erh. 31. 3. 03
7. Gaby Müller namens der GB-Fraktion über ein Kantonsreferendum gegen das Steuerpaket des Bundes (Nr. 22). Eröffnet

23. 6. 03, erh. 8. 9. 03

Postulate
5. Christoph Lengwiler über Massnahmen zur Sicherstellung einer kostengünstigen Finanzierung der Luzerner Gemeinden

(Nr. 177). Eröffnet 11. 9. 2000, teilw. erh. 20.11.01 (in Verbindung mit dem Justiz- und Sicherheitsdepartement)
8. Guerino Riva und Mit. über ein Parkhaus Nord beim Kantonsspital Luzern (Nr. 530). Eröffnet als Motion 20. 11. 01, teilw. erh.

als Postulat 23. 4. 02
9. Marcel Roth und Mit. über die Einführung einer Staats- und Fiskalquotenbremse im Kanton Luzern (Nr. 556). Eröffnet als Mo-

tion 21. 1. 02, teilw. erh. als Postulat 27. 5. 02
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12. Lotti Stadelmann und Mit. über die Verwendung der ausserordentlichen Nationalbankgewinne im Kanton Luzern (Nr. 677). Er-
öffnet als Motion 24. 6. 02, teilw. erh. als Postulat 29. 10. 02

14. Franz Wüest und Mit. über die Behandlung steuerrelevanter Vorstösse (Nr. 615). Eröffnet 23. 4. 02, teilw. erh. 26. 11. 02
17. Konrad Vogel und Mit. über interkantonale Vergleiche der Löhne für das Personal im öffentlichen Dienst (Nr. 352). Eröffnet

27. 3. 01, erh. 21. 1. 03
19. Adrian Borgula und Mit. über verbindliche energiesparende Normen für kantonale Gebäude (Nr. 628). Eröffnet als Motion

23. 4. 02, erh. als Postulat 17. 2. 03 (in Verbindung mit dem Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement)
20. Hansruedi Bucheli namens der WAK über eine vorgezogene Teilrevision des Steuergesetzes (Nr. 831). Eröffnet 27. 1. 03, erh.

1. 4. 03
22. Ida Glanzmann und Mit. über die Aufhebung der Alterslimite für vom Volk gewählte Personen im Personalgesetz des Kantons

Luzern (Nr. 763). Eröffnet als Motion 29. 10. 02, teilw. erh. als Postulat 23. 6. 03

Gesundheits- und Sozialdepartement

Motionen
1. Anita von Arx namens der Spitalkommission über eine Dislokation des Hygienisch-mikrobiologischen Instituts des Kantonsspitals

Luzern (Nr. 733). Eröffnet 24. 10. 94, erh. 12. 9. 95
7. Hans Lustenberger und Mit. über eine Änderung des Gesetzes über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV (Nr. 52). Eröffnet

8. 9. 03, erh. 9. 9. 03

Postulate
9. Vreni Moser und Mit. über die Errichtung einer Fachstelle für Familienfragen (Nr. 349). Eröffnet 27. 3. 01, erh. 11. 9. 01

21. Bernhard Achermann namens der JSK über die Organisation der IV-Stelle Luzern (Nr. 589). Eröffnet 4. 3. 02, teilw. erh.
26. 11. 02

24. Hans Lustenberger und Mit. über eine Änderung des Gesetzes über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV (Nr. 747). Eröffnet
als Motion 10. 9. 02, erh. als Postulat 27. 1. 03

Justiz- und Sicherheitsdepartement

Motionen
1. Anita von Arx und Mit. über ein Konzept für eine verstärkte regionale und interkantonale Zusammenarbeit (Nr. 391). Eröffnet

16. 9. 97, teilw. erh. 29. 6. 98 (in Verbindung mit dem Finanzdepartement)
2. Adrian Borgula und Mit. über einen Planungsbericht über Projekte interkantonaler Zusammenarbeit (Nr. 392). Eröffnet

16. 9. 97, teilw. erh. 29. 6. 98 (in Verbindung mit dem Finanzdepartement )
3. Marcel Johann und Mit. über die Revision von § 1 Absatz 2 des Ruhetags- und Ladenschlussgesetzes / Anpassung an neue An-

gebotsformen und Kundenbedürfnisse (Nr. 200). Eröffnet 23. 10. 2000, teilw. erh. 27. 3. 01
4. Walter Häcki und Mit. über die Einführung eines Vermummungsverbots (Nr. 268). Eröffnet 21. 11. 2000, erh. 11. 9. 01
5. Martin Müller und Mit. über die Streichung von § 24 des Gesetzes über das Arbeitsgericht (Nr. 465). Eröffnet 10. 9. 01, erh.

22. 1. 02
7. Beat Ineichen und Mit. über eine Änderung des Gemeindegesetzes im Zusammenhang mit allfälligen Fusionen (Nr. 686). Eröff-

net 25. 6. 02, teilw. erh. 26. 11. 02
8. Peter Brunner und Mit. über einen Planungsbericht zur interkantonalen Zusammenarbeit (Nr. 554). Eröffnet 21. 1. 02, erh.

1. 4. 03 (in Verbindung mit dem Finanzdepartement)
9. Räto Camenisch namens der Geschäftsleitung über eine Vergrösserung der Planungs- und Finanzkommission des Grossen Rates

(Nr. 8). Eröffnet 16. 6. 03, erh. 23. 6. 03 (in Verbindung mit der Staatskanzlei)
10. Guido Graf namens der CVP-Fraktion und Albert Vitali namens der FDP-Fraktion über eine Standesinitiative im Sinn einer allge-

meinen Anregung zur Anpassung der gesetzlichen Grundlagen auf Bundesebene betreffend Einbürgerung (Nr. 54). Eröffnet
8. 9. 03, erh. 9. 9. 03

Postulate
12. Odilo Abgottspon und Mit. über die parlamentarische Mitwirkung bei der interkantonalen Zusammenlegung von Amtsstellen

(Nr. 483). Eröffnet als Motion 26. 1. 98, erh. als Postulat 29. 6. 98 
13. Adrian Borgula und Mit. über die zukünftige Ausgestaltung der interkantonalen Zusammenarbeit (Nr. 572). Eröffnet als Motion

30. 6. 98, erh. als Postulat 1. 2. 99 (in Verbindung mit dem Finanzdepartement)
14. Christoph Lengwiler und Mit. über den Verzicht auf Doppelwahl bei chargierten Mitgliedern von Gemeindebehörden

(Nr. 182). Eröffnet als Motion 16. 9. 96, teilw. erh. als Postulat 22. 3. 99
23. Josef Schärli über eine Änderung des Stimmrechtsgesetzes (Nr. 140). Eröffnet als Motion 9. 5. 2000, erh. als Postulat

4. 7. 2000
24. Rico De Bona und Mit. über die Überprüfung des Wahlsystems für Gemeinderätinnen/Gemeinderäte gemäss § 92 des Stimm-

rechtsgesetzes (Nr. 144). Eröffnet als Motion 9. 5. 2000, erh. als Postulat 4. 7. 2000
30. Gaby Müller und Mit. über die Vernehmlassung des Kantons Luzern für eine schweizerische Strafprozessordnung und eine

schweizerische Zivilprozessordnung (Nr. 375). Eröffnet 8. 5. 01, erh. 5. 3. 02
35. Marianne Kneubühler und Mit. über eine Änderung des Gemeindegesetzes im Bereich Organisation und Verfahren bei der

Rechnungskommission (Nr. 638). Eröffnet als Motion 23. 4. 02, erh. als Postulat 26. 11. 02
40. Ruth Keller und Mit. über die häusliche Gewalt (Nr. 793). Eröffnet 26. 11. 02, erh. 21. 1. 03
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44. Christoph Lengwiler und Mit. über die Harmonisierung von Gesetzen mit den Zentralschweizer Kantonen (Nr. 118). Eröffnet
als Motion 28. 3. 2000, erh. als Postulat 1. 4. 03

45. Ruedi Amrein und Mit. über die Beteiligung des Kantons an Pilotprojekten mit den Gemeinden, zum Beispiel im Bildungs-
bereich (Nr. 427). Eröffnet 2. 7. 01, erh. 1. 4. 03 (in Verbindung mit dem Bildungs- und Kulturdepartement)

48. Michael Egli und Mit. über Gemeindefusionen (Nr. 830). Eröffnet 27. 1. 03, erh. 23. 6. 03
49. Rico De Bona und Mit. über die Revision des Datenschutzgesetzes (Nr. 869). Eröffnet als Motion 1. 4. 03, erh. als Postulat

23. 6. 03
50. Ruedy Scheidegger und Mit. über eine Standesinitiative des Kantons Luzern im Asylwesen (Nr. 792). Eröffnet als Motion

26. 11. 02, erh. als Postulat 24. 6. 03
52. Rico De Bona und Mit. über das Aufzeigen der personellen und finanziellen Folgen für die Gemeinden bei der Erheblicherklä-

rung von Vorstössen (Nr. 848). Eröffnet 17. 2. 03, erh. 25. 11. 03 (in Verbindung mit dem Finanzdepartement)

Luzern, 

Im Namen des Grossen Rates

Der Präsident: 

Der Staatsschreiber: 



II. Bericht zur Staatsrechnung
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